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I
n Deutschland können Menschen 
verurteilt werden, ohne vor Ge-
richt gestanden zu haben. Möglich 
ist das mit dem Strafbefehlsver-

fahren. Es gilt für geringfügige Verge-
hen, die im Mindestmaß mit einer Frei-
heitsstrafe unter einem Jahr oder einer 
Geldstrafe sanktioniert werden. Bei 
einem Strafbefehl setzt das Amtsgericht 
auf Antrag der Staatsanwaltschaft eine 
zu bezahlende Strafe in Tagessätzen 
fest, ohne dass es eine öffentliche 
Hauptverhandlung gegeben hat. 

Für den Verurteilten kann das ein 
Vorteil sein. Für die ohnehin schon 
überlastete Justiz ist es das allemal, weil 
Delikte so schneller abgehandelt wer-
den können. Die Möglichkeit wird gerne 
genutzt, zeigen die Zahlen: Mehr als 
40.000 Strafbefehle haben Hessens 
Staatsanwaltschaften im vergangenen 
Jahr  beantragt, rund ein Viertel davon 
am Amtsgericht Frankfurt. 

Doch das Verfahren ist  umstritten. 
„Ich habe in meiner eigenen Praxis häu-
fig festgestellt, dass das Strafbefehlsver-
fahren zu großer Ungerechtigkeit führt, 
insbesondere für Menschen am Rande 
der Gesellschaft“, sagt Carolin Weyand, 
Vorsitzende der „Vereinigung Hessi-
scher Strafverteidiger*innen“. Auch 
ihre Strafverteidigerkollegen berichte-
ten immer wieder von solchen Erfah-
rungen. Die Frankfurter Rechtsanwältin 
sagt, die Ungerechtigkeit  beginne be-
reits bei der Berechnung der Tagessatz-
höhe, die vom Gericht geschätzt wird – 
in vielen Fällen nach Weyands Ansicht 
zu hoch. Zahlen, die diesen Eindruck 
belegen, gibt es bisher nicht. Das könnte 
ein Forschungsprojekt, das die Anwältin  
initiiert hat, nun ändern. 

Weyand findet: Niemand soll unver-
teidigt vor Gericht stehen. Doch in der 
Praxis kommt es immer wieder dazu. 
Denn nach Zustellung des Strafbefehls 
kann der Empfänger innerhalb von zwei 
Wochen Einspruch einlegen –  dann 
setzt das Amtsgericht eine Verhandlung 
an. Anspruch auf eine vom Staat bezahl-
te Verteidigung, also einen Pflichtver-
teidiger, haben dabei allerdings die we-
nigsten: Nur jene, bei denen das Gesetz 
eine Mindeststrafe von einem Jahr für 
die mutmaßlich begangene Straftat vor-
sieht, und bei weiteren Ausnahmen, die 
in Paragraph 140 der Strafprozessord-
nung festgehalten sind. 

Viele der Fälle, die in einem Strafbe-
fehlsverfahren abgehandelt werden, ge-
hören jedoch nicht dazu. Meist geht es 

um Delikte wie Schwarzfahren oder La-
dendiebstahl, häufig begangen von 
Menschen in einer Notsituation, die sich 
keinen Rechtsanwalt leisten können: 
Obdachlose, Suchtkranke, Arme. 

Deshalb hat die Strafverteidiger-Ver-
einigung mit Unterstützung des „Frank-
furter Anwaltsvereins“ und der Rechts-
anwaltskammer Frankfurt das „Projekt 
Strafbefehl“ konzipiert. Vom 1. April an 
sollen ein Jahr lang Strafbefehlsemp-
fänger am Amtsgericht Frankfurt, die 
keinen Verteidiger haben und sich auch 
keinen leisten können, kostenlos an-
waltlich beraten und vertreten werden. 
Bezahlt werden die Anwälte aus einem 
Fördertopf der Strafverteidiger-Vereini-
gung. 100 Rechtsanwälte haben sich 
nach Weyands Angaben bis Ende März  
bereit erklärt, an dem Projekt mitzu-
arbeiten. 

Aufmerksam darauf machen sollen 
auch Flyer, die am Amtsgericht Frank-
furt verteilt werden. Weyand und ihre 
Mitstreiter hoffen, dass die Amtsrichter 
die Flyer zu den Briefen mit den Strafbe-
fehlen hinzulegen, bevor sie sie verschi-
cken. Denn schon direkt nach dem Öff-
nen des Briefes vom Gericht kann es 
sinnvoll sein, sich von einem Anwalt be-
raten zu lassen. Weyand merkt immer 
wieder,  dass die verwendete Juristen-
sprache auch für Menschen mit einem 
ähnlichen Bildungsgrad wie ihrem, 
schwer zu verstehen ist. Wie solle es da 
Menschen gehen, die beispielsweise kei-
ne Muttersprachler sind? 

Dass die Empfänger ihre Rechte ver-
stehen, sei vor allem mit Blick auf das 
strafrechtliche Schuldprinzip wichtig, 
sagt Weyand. Das besagt, dass niemand 
für eine Tat bestraft werden darf, wenn 
ihn keine Schuld trifft. Im Strafbefehls-
verfahren muss die Schuld des Täters 
nicht zur Überzeugung des Gerichts 
feststehen, ein hinreichender Tatver-
dacht reicht aus. Zulässig ist das nur, 
weil der Strafbefehlsempfänger die 
Möglichkeit hat, Einspruch einzulegen 
und auf diesem Weg eine  Verhandlung 
vor Gericht einzufordern. Häufig ver-
stünden die betroffenen Personen diese 
Rechte aber  gar nicht  und nähmen sie 
dann auch nicht wahr, sagt Weyand. 
„Und wenn man diese Realität sieht, 
kann man nicht davon ausgehen, dass 
das ein freiwilliger Verzicht auf das 
rechtliche Gehör ist.“

Doch nicht immer kommt es über-
haupt so weit. Es gibt viele Gründe, wa-
rum Menschen die Briefe vom Gericht 

nicht öffnen  oder die Briefe erst gar 
nicht bei den Empfängern ankommen. 
Demenz, Depression oder Obdachlosig-
keit  können dabei eine Rolle spielen. 
Viele Menschen können die Geldstrafe 
aber auch aus finanziellen Gründen gar 
nicht bezahlen. Auf die Zahlungsauffor-
derung folgt dann die Mahnung, danach  
ein Haftbefehl. Denn wer nicht zahlt, 
muss eine  Ersatzfreiheitsstrafe antreten 
– ohne jemals einen Richter gesehen zu 
haben. Es macht keinen Unterschied, ob 
jemand nicht zahlen kann oder nicht 
zahlen will. 

Die Ersatzfreiheitsstrafe ist eine 
Sanktion, die zunehmend in der Kritik 
steht und erst in dieser Legislaturperio-
de von Justizminister Marco Buschmann 
(FDP) reformiert worden ist. Nach bis-
heriger Rechtslage entsprach ein Tages-
satz, der aufgrund des monatlichen Net-
toeinkommens berechnet wird, einem 
Tag Ersatzfreiheitsstrafe. Dieser Um-
rechnungsmaßstab wurde nun halbiert, 
für zwei Tagessätze gibt es nur noch 
einen Tag Haft. Die Ersatzfreiheitsstrafe 
ganz abschaffen, wie Kritiker fordern, 
will Buschmann nicht. Auch Weyand 
kritisiert diese Form der Sanktion 
grundsätzlich: Jemanden zu bestrafen, 
weil er arm sei, empfinde sie als unfair. 
„Und das betrifft ja die meisten, die 
nicht zahlen. Es ist vollkommen offen-
sichtlich, dass das keinen Sinn ergibt.“

Das Frankfurter „Projekt Strafbefehl“ 
begleitet und wertet der Juraprofessor 
Matthias Jahn von der Goethe-Uni  wis-
senschaftlich aus. Sollte sich der Ein-
druck von Weyand und ihren  Kollegen 
bestätigen, sollen die daraus gewonne-
nen Daten als Grundlage für eine politi-
sche Forderung nach einer Ausweitung 
der Pflichtverteidigung dienen. Wie 
konkret diese aussehen könnte, hänge 
von den Ergebnissen ab. 

Sie sollen zeitnah nach Projektende 
vorliegen, denn eine Ausweitung des 
Strafbefehlverfahrens scheint derzeit 
politisch gewollt und möglich: Die Jus-
tizministerkonferenz hat  den Bundes-
justizminister im November 2022 gebe-
ten, eine solche zu prüfen. Demnach 
könnten  Freiheitsstrafen künftig nicht 
nur bis zu einem Jahr, sondern bis zu 
zwei Jahren auf Bewährung ohne 
Hauptverhandlung verhängt werden. In  
Weyands Augen würde dies eine weitere 
Entlastung der Justiz bedeuten, die 
nicht nur auf Kosten der Schwachen, 
sondern auch auf Kosten der Rechts-
staatlichkeit ginge.

Es soll nicht immer 
die Ärmsten treffen

Verurteilungen per Strafbefehl sind umstritten. Kritiker sagen, 
dadurch würden Menschen am Rand der Gesellschaft benachteiligt. 

In Frankfurt beginnen nun Strafverteidiger 
und die Goethe-Uni ein Projekt, das Daten liefern soll.

Von Elena Zompi

Niemand soll unverteidigt vor Gericht stehen: Dafür setzt sich Anwältin Carolin Weyand ein. Foto Maximilian von Lachner
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